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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Was passiert eigentlich mit angenommenen und an den Bundesrat überwiesenen
Postulaten und Motionen? Oder mit den Worten der Aargauer Zeitung gefragt: «Wie
ernst nimmt die Regierung die Aufträge des Parlaments?» Diese Frage stellte sich auch
die GPK-SR und bestellte bei der PVK einen Bericht mit einer Analyse zur Erfüllung von
angenommenen Motionen und Postulaten. Immer wieder würden sich
Parlamentsmitglieder fragen, «ob angenommene Vorstösse wirklich erfüllt werden»,
gab GPK-Präsident Peter Föhn (svp, SZ) zu Protokoll. Es gebe Vermutungen, dass viele
parlamentarische Aufträge auf die lange Bank geschoben oder nur unvollständig erfüllt
würden. 

Die rechtliche Grundlage wäre eigentlich klar: Der Bundesrat ist verpflichtet, für
überwiesene Motionen eine Gesetzesvorlage auszuarbeiten oder zumindest eine
Massnahme zu treffen. Bei einem überwiesenen Postulat muss er prüfen, ob ein
Gesetzesentwurf angezeigt wäre, und darüber Bericht erstatten. Eine gesetzliche Frist
gibt es dafür nicht, es gibt jedoch andere Stolpersteine: Erstens ist – ganz ähnlich wie
bei angenommenen Volksinitiativen nota bene – die inhaltliche Umsetzung von
Motionen und Postulaten umstritten: Muss sich der Bundesrat auf den Begründungstext
eines Vorstosses stützen oder darf er auch Argumente aus der parlamentarischen
Debatte einfliessen lassen? Zweitens kann die Regierung feststellen, dass das Ziel eines
Vorstosses erreicht oder dessen Erreichung nicht mehr nötig ist, und für diesen eine
Abschreibung beantragen. Auch die Zielerreichung ist freilich Interpretationssache und
dürfte von den Urheberinnen und Urhebern häufig anders ausgelegt werden als vom
Bundesrat.   
Der Bericht der PVK, der Anfang Mai 2019 vorgelegt wurde, versuchte sich dieser Fragen
anzunehmen. Eine vom Institut für Politikwissenschaft der Universität Bern
(Stadelmann-Steffen et al. 2019) durchgeführte Analyse sowie verschiedene
Dokumentenanalysen, Interviews mit rund 40 Personen (Ratsmitgliedern, Angehörigen
der Bundesverwaltung und der Parlamentsdienste) und vertiefte Fallanalysen durch die
PVK bildeten die Basis für den Bericht. Er zeigte erstens auf, dass die Hälfte der
überwiesenen Vorstösse innert zwei Jahren umgesetzt wird; eine Frist, die von der
Mehrheit der 40 Befragten als angemessen bezeichnet wurde. Im Schnitt verstrichen
zwischen Annahme und Abschreibung eines Vorstosses drei Jahre und vier Monate. Die
Unterschiede in den Fristen sind laut Bericht aber nicht abhängig von politischen
Faktoren (z.B. der Partei der Urheberin oder des Urhebers oder dem Grad an
Unterstützung in den Räten), sondern von der variierenden Arbeitsbelastung in den
Bundesämtern, welche die Vorstösse zu behandeln haben. Die inhaltliche Umsetzung
wird vom Bericht zweitens als «nicht immer gänzlich angemessen» bezeichnet.
Allerdings zeige die geringe Zahl der Fälle, bei denen das Parlament den Vorschlag des
Bundesrates auf Abschreibung ablehne, dass die Parlamentsmitglieder grundsätzlich
mit der Erfüllung zufrieden seien. Der Bericht kritisierte drittens die Berichterstattung
zur Erfüllung der Vorstösse. Diese sei kompliziert und ineffizient, weil der
Datenaustausch zwischen den beteiligten Akteuren (Parlamentsdienste, Bundeskanzlei,
Generalsekretariate, zuständige Bundesämter und Übersetzungsdienste) nicht
automatisiert sei und ein Spannungsfeld bei der Verantwortung für die Texte bestehe.
Dies führe zudem viertens dazu, dass das Parlament mit Ausnahme des jährlichen
Berichts des Bundesrates über Motionen und Postulate keine Instrumente zur
Nachverfolgung der Erfüllung seiner Vorstösse habe. Eine kontinuierliche
Nachverfolgung sei überhaupt nicht möglich, da die Informationen über die Umsetzung
eines Vorstosses in verschiedenen Berichten, über mehrere Jahre verstreut und in der
Geschäftsdatenbank gar nicht aufgeführt seien. Freilich – so hält der Bericht ebenfalls
fest – hätten «die Parlamentarierinnen und Parlamentarier ein geringes politisches
Interesse an der Nachverfolgung». 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 07.05.2019
MARC BÜHLMANN
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Mitte Oktober 2021 stellte die GPK-SR in einem Bericht fest, dass die aus der Analyse
zur Erfüllung von angenommenen Motionen und Postulaten hergeleiteten
Empfehlungen mehrheitlich umgesetzt oder mindestens Massnahmen zur Umsetzung
getroffen worden seien. So seien neu etwa die Begründungstexte von Vorstössen in den
jährlichen Bericht über die Motionen und Postulate aufgenommen worden. Auch sei die
Überarbeitung der Berichterstattung zwecks effizienterer und angemessenerer
Gestaltung in Angriff genommen worden. Schliesslich seien Arbeiten eingeleitet
worden, die eine medienbruchfreie Bearbeitung dieses Berichtes erlaubten, ohne die
bisher nötige mehrfache Erfassung derselben Daten. Dies werde möglich, weil die
unterschiedlichen Datenbanken von Parlamentsdiensten und Departementen besser
verknüpft würden. Durch diese Verbesserung der Schnittstellen soll es künftig
Urheberinnen und Urhebern von Vorstössen möglich werden, den Stand der Umsetzung
ihrer Vorstösse genauer verfolgen zu können. Die GPK-SR erachtete ihre Inspektion
damit als abgeschlossen. Sie kündigte eine Nachkontrolle zu gegebener Zeit an. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.10.2021
MARC BÜHLMANN

Bundesverwaltung - Organisation

Eine Studie, die im Rahmen des Nationalen Forschungsprogrammes „Sprachenvielfalt
und Sprachenkompetenz in der Schweiz“ erstellt wurde, zeigte auf, dass die deutsche
Sprache in der Bundesverwaltung überproportional häufig verwendet, Italienisch als
Amtssprache hingegen praktisch vernachlässigt werde. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 08.01.2010
MARC BÜHLMANN

1) Bericht PVK vom 7.5.19; Stadelmann-Steffen et al. (2019). Erfüllung angenommener Motionen und Postulate. Statistische
Datenanalyse; AZ, 19.2.19
2) Bericht GPK-SR vom 12.10.21; Medienmitteilung GPK-SR vom 12.10.21
3) Lit. „Kübler et. al. Le plurilinguisme de la Confédération. Représentation et pratiques linguistiques dans l'administration
fédérale.“; NZZ 8.1.10.
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